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Die Schwimmbadaffäre und Exkurs: Dr. Rudolph Conrath 

Ende Juni oder Anfang Juli 1934 ließ der Bad Kissinger Stadtrat auf Veran-

lassung von Kreisleiter Karl Renner 1 ein Schild am städtischen Schwimmbad 

mit der Aufschrift „Zutritt von Juden unerwünscht“ anbringen, was letztlich 

einem Badeverbot für Juden gleichkam. Diese antisemitische Aktion des Kis-

singer Stadtrats rief im In- und Ausland lebhafte Proteste hervor. Ausländische 

Zeitungen und Rundfunksender berichteten ausführlich über die Kissinger 

Schwimmbadaffäre. Zahlreiche jüdische Kurgäste aus dem Ausland blieben 

Bad Kissingen demonstrativ fern. Auch eine Reihe von Anfragen und Protest-

briefen aus dem In- und Ausland ging bei Behörden und Privatleuten in 

Kissingen ein. 
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So sagte etwa Gizella Kohn aus dem rumänischen Timisoara (Temeswar) am 

30. Juni 1934 beim Haus Boxberger in einer kurzen, aber entschiedenen Pro-

testnote ihren Besuch in Bad Kissingen ab: „Ich erhielt Ihre Invitation zum 

Besuch des Bades. Solange jedoch in Deutschland zwischen Juden und Nicht-
 

1 Vgl. den Politischen Lagebericht Dr. Conraths vom 28.7.1934 (ebd.) 
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juden Unterschiede gemacht werden, ist es ganz ausgeschlossen, daß ich nach 

dort komme. Ich werde ein französisches Bad aufsuchen, wo man auch Juden 

als Menschen betrachtet!“ 2 

Ähnlich entschieden wie Gizella Kohn äußerte sich der Verfasser eines ano-

nymen Briefes an den „Verein für jüdischen Fremdenverkehr Bad Kissingen“ 

im August 1934: „Solange das Badeverbot im städtischen Schwimmbad be-

steht, wird aus Gründen der Selbstachtung der Boykott aufrechterhalten. Man 

muß etwas Charakter besitzen und nicht eine derartige judenfeindliche Stadt 

aufsuchen. Die Hotels werden schon das Nötige veranlassen, wenn sie leere 

Hotels haben!“ 3 

Auf die negativen Auswirkungen seines Badeverbots für die Stadt Kissingen 

wies ein anonymer Brief den Kissinger Stadtrat am 29. Juli hin: „Ihr Verbot, 

daß Juden das städtische Schwimmbad benützen, hat eine Wirkung erzielt, die 

Sie wohl schwerlich erwartet haben. Ihre ausländischen Konkurrenzbäder ma-

chen reichlich Propaganda im In- und Ausland, um die Juden vor Kissingen 

zu warnen, und freuen sich, nun viele Juden im eigenen Land zu sehen. In 

Karlsbad erscheint ihr famoses Verbot in der Kino-Wochenschau. Im Kabarett 

wird die Geschäftstüchtigkeit der Kissinger Stadtverwaltung in einem Sketch 

dargestellt, und Sie, Herr Bürgermeister werden kopiert, wie Sie gerade im 

Schwimmbad Juden ausweisen. Alles lacht, aber nicht über die Juden, sondern 

über Kissingen. Glauben Sie, verehrter Herr Bürgermeister, daß die Juden Kis-

singen nötig haben, ihr gutes Geld loszubekommen? Anstatt die ausländischen 

Juden ins Land zu ziehen, um Devisen zu schaffen, machen Sie für auslän-

dische Konkurrenzbäder das Geschäft. Armes Deutschland, wohin führen dich 

deine gescheiten Stadtväter! Haben Sie schon etwas gehört von der deutschen 

Devisennot!!! Es muß alles zerstört werden, und dann spricht man vom Boy-

kott. Ihr 125 % National-Sozialisten seid der Untergang dieses schönen Lan-

des. Nun, Herr Bürgermeister, in dieser Sache wird von einflußreichen Aus-

ländern eine Demarche in Berlin unternommen, die den dortigen Stadtvätern 

einen Denkzettel gibt. Man kann ihnen nur zurufen `Der Herr vergib Ihnen, 

 
2 Sta Wü, Sammlung Schuhmacher: 7/3 (2) Deutsche und jüdische Kurgäste in Bad Kissingen 
3 Sta Wü, „Gauleitung Mainfranken XII/2“ 
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denn Sie wissen nicht was sie tun´. In Ergebenheit: Kein Nörgler, aber ein 

Kritikaster.“ 4 

 

 
 

Städtische Flussbade- und Schwimmanstalt, 1929 © Stadtarchiv Bad Kissingen. Fotosammlung 

 

Neben diesen Protesten von Privatpersonen sahen sich Bezirksamt, Stadtrat 

und Kreisleitung in Bad Kissingen auch der Kritik von offizieller Seite ausge-

setzt. So erhielt Stadt- und Badkommissar Dr. Rudolf Conrath am 18. Juli 

1934 einen Telefonanruf von einem Vertreter des „Bunds Deutscher Ver-

kehrsverbände und Bäder“ aus Berlin, in dem dieser ihn auf die Berichter-

stattung einiger französischer Zeitungen ansprach, der zufolge jüdischen 

Kurgästen in Bad Kissingen die Benutzung der Bäder untersagt sei. Unter 

Hinweis auf die schädigende Wirkung des Verbots für die Auslandswerbung 

des Bades Kissingen, die auch von der Reichsbahnzentrale betont wurde, for-

derte der Vertreter des Verkehrsverbandes Dr. Conrath auf, bei der Kissinger 

Stadtverwaltung in dieser Angelegenheit vorstellig zu werden. 

 
4 Ebd. 
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Der studierte Jurist und Staatswissenschaftler Dr. jur et Dr. rer. pol. Rudolf 

Conrath wurde 1887 in Landshut als Sohn des Oberregierungsrates Peter 

Conrath und dessen Frau Elise Kansler geboren. Aus der Ehe mit seiner Frau 

Elisabeth Groß, die 1890 in Lambsheim bei Mannheim als Tochter des 

Gutsbesitzers Franz Ludwig Groß und dessen Frau Katharina Hubing zur Welt 

kam, ging ein Sohn hervor: Hans Wolfgang Conrath kam im Februar 1918 in 

Würzburg zur Welt. Im Mai 1925 zog Rudolf Conrath mit seiner Familie nach 

Kissingen, meldete sich aber im Oktober 1932 wieder nach Würzburg ab, um 

schließlich im August 1933 in die Saalestadt zurückzukehren, wo er das Amt 

des Stadt- und Badkommissars sowie des Bezirksamtsvorstands (später Land-

rats) übernahm. Bei seiner Amtseinführung am 23. August 1933 gab der 

fanatische Nationalsozialist und Antisemit Conrath unmissverständlich zu 

verstehen, dass in seinem Amtsbezirk nur hundertprozentig nationalsozialis-

tisch regiert werde und „offener oder heimlicher Widerstand gegen die natio-

nale Bewegung […] ohne Rücksicht auf Person und Stand niedergetreten“ 

werde 5. Im Sommer 1939 verließ er Bad Kissingen, um am 1. Juni seine Stelle 

als Landrat in Ansbach anzutreten. Unmittelbar nach Einmarsch der amerika-

nischen Truppen in Ansbach im April 1945 wurde Conrath von der ameri-

kanischen Militärregierung verhaftet und in das Internierungslager Hersbruck 

eingewiesen. Während seiner Zeit in Bad Kissingen war Dr. Conrath eine der 

treibenden Kräfte hinter vielen antisemitischen Maßnahmen gegen die jüdi-

sche Bevölkerung und die jüdischen Kurgäste.  

Als er im Juli 1934 vom Deutschen Verkehrs- und Bäderverband telefonisch 

aufgefordert wurde, in der Schwimmbadaffäre aktiv zu werden, gab er in sei-

nem Antwortschreiben zu verstehen, dass „Juden in Bad Kissingen im Ge-

brauch der Bäder und Kureinrichtungen“ keineswegs beschränkt seien. Es be-

fände sich lediglich am städtischen Schwimmbad, das nicht zum Kurbetrieb 

gehöre, eine Aufschrift, „wonach der Zutritt von Juden unerwünscht“ sei. Der 

Stadtrat und der zuständige Kreisleiter hätten die Entfernung der Aufschrift 

abgelehnt. Da er als Badkommissar diesen Stellen gegenüber keine Befehls-

gewalt habe, sei ihm nichts anderes übriggeblieben, „als die zuständigen 

Aufsichtsstellen um Erteilung einer Weisung zu ersuchen“. 6 
 

5 Saale-Zeitung, 24. 3. 1933 
6 Sta Wü, „Gauleitung Mainfranken XII/2“ 
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Am 20. Juli 1933 teilte der Verkehrs- und Bäderverband Dr. Conrath den 

Standpunkt der Reichsbahnzentrale bezüglich der Kissinger Schwimmbadaf-

färe mit. Die Reichsbahnzentrale habe sich zwar bereit erklärt, durch ihre 

Presseabteilung in den französischen Zeitungen klarstellen zu lassen, dass in 

Bad Kissingen „die Benutzung der staatlichen Badebetriebe jedem Kurgast 

ohne irgendwelche Beschränkungen freigestellt“ sei; sie habe aber auch erneut 

auf die schädigende Wirkung hingewiesen, die eine Beibehaltung der „Aus-

schließung der jüdischen Kurgäste aus dem städtischen Luftbad“ für die Aus-

landswerbung des Bades Kissingen besitze. 7 

Unbeeindruckt von den Einwänden des Verkehrsverbandes und der Reichs-

bahnzentrale sprach sich Kreisleiter Renner am 7. August 1934 in einem 

Schreiben an den Kissinger Stadtrat „aus Gründen der öffentlichen Sicherheit“ 

gegen eine Entfernung des Verbotsschildes am städtischen Schwimmbad aus. 

Nach Entfernung der Tafel könne es leicht „zu unliebsamen Zusammenstößen 

kommen [...], die den ausländischen Blättern noch viel mehr Stoff zu übertrie-

benen Nachrichten geben würden“. Der Besuch der Mineralbadeanlagen, Ba-

dehäuser und Trinkanlagen stehe weiterhin jedem Kurgast offen. Das Schild 

am städtischen Schwimmbad stelle zudem kein „direktes Verbot“ dar. Es sei 

lediglich eine „vorsorgliche Maßnahme [...], um den Besuchern des Bades 

unliebsame Zusammenstöße zu ersparen“. 8 

Als Dr. Pollwein am 8. August 1933 die Anordnung des Kissinger Stadtrates 

gegenüber der unterfränkischen Regierung in Würzburg zu rechtfertigen 

suchte, griff er auf die Argumentation des Kreisleiters zurück. Zudem wies er 

darauf hin, dass sich auch in Bad Neustadt, Garitz und „dem Vernehmen, nach 

auch in Münnerstadt“ Anschläge befänden, wonach der Besuch von gemein-

deeigenen Schwimmbädern durch Juden unerwünscht sei. Eine Beilegung der 

Schwimmbadaffäre versprach sich Pollwein von der jahreszeitlich bedingten 

Demontage der Schwimmanstalt: „Nachdem wie alljährlich die städtische 

Flußbadeanstalt in einigen Wochen [...] abgebrochen“ werde, dürfte sich - so 

der Kissinger Oberbürgermeister - „die Angelegenheit für das heurige Jahr 

durch Zeitablauf von selbst erledigen.“ 9 

 
7 Sta Wü, Sammlung Schuhmacher 7/3 (2) Maßnahmen gegen Juden 
8 Sta Wü, „Gauleitung Mainfranken XII/2“ 
9 Ebd. 
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Als sich Dr. Pollwein am 16. August 1933 erneut bei der Würzburger Regie-

rung gegen eine Entfernung des Schilds am Schwimmbad aussprach, begrün-

dete er dies damit, dass „eine sofortige Entfernung [...] einen Triumph der 

Gegner aus den Kreisen der Juden bedeuten“ würde. 10 

Das bayerische Innenministerium, an das der Bericht Dr. Pollweins weiterge-

leitet wurde, stimmte dessen Ausführungen im Wesentlichen zu. Wie der Kis-

singer Oberbürgermeister erhoffte es sich eine Lösung der Schwimmbadaffäre 

durch den bevorstehenden Abbruch der Badeanstalt. Auch sprach es sich ge-

gen eine vorherige Entfernung des Schilds aus, „weil dies einen Triumph für 

das Judentum bedeutet hätte“. Jedoch legte das Innenministerium dem Kis-

singer Stadtrat nahe, „im nächsten Jahre von der Anbringung eines solchen 

Schildes Abstand zu nehmen“. 11 Am 15. September 1934 wurde das Schild 

 
10 Ebd. 
11 Ebd. 
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dann, wie von Pollwein vorgeschlagen, mit dem Abbruch der Badeanstalt ent-

fernt.  

Ende 1934 verlangte die Würzburger Regierung vom Kissinger Oberbürger-

meister Auskunft über die Existenz judenfeindlicher Schilder in Bad Kissin-

gen. Pollwein gab ihr am 27. November 1934 zur Antwort, dass in „hiesiger 

Stadt [...] bis jetzt keine Plakate angeschlagen“ worden seien, „nach welchen 

der Besuch des Badeortes durch Juden nicht erwünscht“ sei. „Solche Plakate“ 

- so Pollwein weiter - würden „sich mit Rücksicht auf den Charakter der Stadt 

als Weltbadeort jedenfalls solange nicht“ empfehlen, „als nicht der Staat selbst 

als Besitzer des Bades den Besuch durch Juden“ verbiete oder „als nicht er-

wünscht“ bezeichne. Lediglich an der städtischen Bade- und Schwimmanstalt 

sei ein Schild aufgestellt worden, das den Besuch des Schwimmbades als von 

Juden unerwünscht bezeichnet habe. Mit dem Abbruch der städtischen 

Schwimmanstalt sei es jedoch wieder entfernt worden.12 Bemerkenswert an 

den Ausführungen des Bad Kissinger Stadtoberhauptes ist vor allem die Tat-

sache, dass er bereits zu diesem frühen Zeitpunkt auf einen möglichen generel-

len Ausschluss jüdischer Kurgäste aus Bad Kissingen zu sprechen kam. 

Das vom Stadtrat ausgesprochene Badeverbot selbst war in Deutschland keine 

Einzelerscheinung. So war bereits Ende 1933 die Benutzung von Badeanstal-

ten durch Juden in verschiedenen Städten Ober- und Mittelfrankens einge-

schränkt oder ganz verboten worden. 13 Auch die Stadt Bruchsal hatte schon 

im Mai 1934 ein Badeverbot für Juden in ihren öffentlichen und privaten Bä-

dern verhängt. 14 

Das 1934 in Bad Kissingen angeordnete Badeverbot bedeutete einen weiteren, 

wesentlichen Schritt auf dem Wege zur völligen gesellschaftlichen Ausgren-

zung der einheimischen jüdischen Bevölkerung und vor allem der jüdischen 

Kurgäste. Juden wurden von einem weiteren Bereich des öffentlichen Lebens 

ausgeschlossen, ihre Kommunikationsmöglichkeit mit der nichtjüdischen Be-

völkerung eingeschränkt, ihre gesellschaftliche Isolation so verstärkt. Der völ-

lige Ausschluss jüdischer Kurgäste schien - wie das Schreiben Dr. Pollweins 

 
12 Ebd. 
13 Vgl. den Halbmonatsbericht des Regierungspräsidenten von Ober- und Mittelfranken vom 8.8.1933. In: Broszat/ 

Fröhlich/Wiesemann, S. 435 
14 Vgl. Pflugfelder, S. 22 
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vom November 1934 zeigt - zudem nur mehr eine Frage der Zeit zu sein. Be-

reits ein Jahr nach der Schwimmbadaffäre begannen die Kissinger Behörden 

und Parteistellen denn auch mit der Ausgrenzung und Verdrängung jüdischer 

Kurgäste. 
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Exkurs: Dr. Rudolph Conrath 

Der Kissinger Bezirksamtsvorstand Dr. Rudolph (Rudolf) Conrath 15 darf als 

einer der treibenden Kräfte hinter vielen Maßnahmen gegen die jüdische Be-

völkerung und die jüdischen Kurgäste gelten.  

Geboren wurde er am 6. Juli 1887 als Sohn des Oberregierungsrates Peter 

Conrath und dessen Frau Elise Kansler in Landshut. Nach der Volksschule 

in Kusel besuchte er zunächst das Progymnasium in Kusel und Bad Dürkheim 

und schließlich das Humanistische Gymasium in Neustadt an der Donau und 

das Kronberg-Gymnasium in Aschaffenburg. Von 1906 bis 1910 studierte er 

Rechtswissenschaften in München, Würzburg, Heidelberg und Berlin. Im Ok-

tober 1910 trat er seinen Dienst als Einjährig-Freiwilliger beim königlich-ba-

yerischen 2. Jäger-Bataillon an, wurde jedoch 1911 als zum Dienst an der 

Waffe untauglich aus der Truppe wieder entlassen. Unmittelbar nach der ers-

ten Staatsprüfung absolvierte er bis August 1914 seinen Vorbereitungsdienst 

beim Amtsgericht Aschaffenburg, beim Landgericht, Bezirksamt und Stadt-

magistrat München sowie bei der Rechtsanwaltspraxis Dr. Zeller in der baye-

rischen Landeshauptstadt. Im März 1914 promovierte der Katholik an der Ju-

lius-Maximilians-Universität Würzburg über „Die Stellung des Gottesdienstes 

im Bayerischen Staatskirchenrecht“. Als promovierter Jurist und Staatswis-

senschaftler konnte er die Titel eines Doctor juris und eines Doctor rerum poli-

ticarum führen. Im September 1914 trat er seinen Kriegsdienst bei der Stabsin-

tendantur II des bayer. Armeekorps in der Nebenstelle Ludwigshafen an, wo 

er bis Anfang September 1919 tätig war. Im Juni 1915 wurde er zum Feldwe-

bel ernannt. Während des Kriegsdienstes legte er 1916 das Große juristische 

Staatsexamen ab, das jedoch auf 1914 vordatiert wurde. Aus seiner Ehe mit 

Elisabeth Groß, die 1890 in Lambsheim bei Mannheim als Tochter des Guts-

besitzers Franz Ludwig Groß und dessen Frau Katharina Hubing zur Welt ge-

kommen war, gingen nach Aussage der Berufungskammer Nürnberg zwei 

Söhne hervor: „Nach dem l. Krieg wurde er mit seiner Familie [1923] aus der 

Pfalz ausgewiesen. Er verlor damals wegen der für seine Frau verbundenen 

 
15 Grundlagen für die Ausführungen zu Dr. Conrath waren – soweit nicht anders angegeben: Lilla, Joachim: Staatsminister, 

leitende Verwaltungsbeamte und (NS-) Funktionsträger in Bayern 1918 bis 1945: Art. Rudolf Conrath. In: Verwal-

tungshandbuch Bavarikon: https://verwaltungshandbuch.bavarikon.de/VWH/Conrath,_Rudolf#lang-de*Rudolf, 3.6.2022; 

Wikipedia: Art. Rudolf Conrath. In: https://de.wikipedia.org/wiki/Rudolf_Conrath, 3.6.2022; Staatsarchiv Würzburg, 

Spruchkammer Bad Kissingen 326, Staatsarchiv Nürnberg, Spruchkammer Ansbach-Stadt C 12. 
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Aufregungen sein jüngeres, neugeborenes Kind, den älteren Sohn verlor er 

wegen dessen schwerer Verwundung [wohl im Zweiten Weltkrieg].“ 16 Die 

Meldeunterlagen der Stadt Bad Kissingen erwähnen lediglich einen Sohn: 

Nach ihnen wurde Hans Wolfgang Conrath am 10. Februar 1918 in Würz-

burg geboren. Bei ihm dürfte es sich um den von der Berufungskammer er-

wähnten älteren Sohn gehandelt haben. Dr. Conrath berichtete der Spruch-

kammer Bad Kissingen im Juni 1948, dass sein Sohn [gemeint ist wohl Hans 

Wolfgang Conrath] zu diesem Zeitpunkt bereits tot sei, ging aber leider nicht 

näher auf die Umstände und das Datum seines Todes ein. 

Nach dem Kriegsdienst arbeitete Rudolph Conrath zunächst als Regierungs-

akzessist bei der Regierung der Pfalz, wo er im Mai 1920 zum Regierungsrat 

befördert wurde. Im November 1923 wies ihn – wie bereits erwähnt – die fran-

zösische Besatzungsmacht aus der Pfalz aus. Nach Bad Kissingen kam er erst-

mals im Mai 1925, wo er zunächst als Bezirksamtmann, ab April 1926 dann 

als ständiger Vertreter des Badkommissärs arbeitete. Anfang Oktober 1929 

wurde er zum Regierungsrat 1. Klasse ernannt. Im Oktober 1932 wechselte er 

an das Flurbereinigungsamt in Würzburg und nahm im Juni 1933 eine Stelle 

am Bezirksamt Würzburg an. Doch bereits am 16. August 1933 kehrte er – 

zum Bezirksoberamtmann befördert – in die Kurstadt zurück, wo er als Be-

zirksamtsvorstand (ab 1. Januar 1939 dann als Landrat) tätig war.   

Bei seiner Amtseinführung am 23. August 1933 gab der fanatische National-

sozialist und Antisemit Conrath unmissverständlich zu verstehen, dass in sei-

nem Amtsbezirk nur hundertprozentig nationalsozialistisch regiert werde und 

„offener oder heimlicher Widerstand gegen die nationale Bewegung […] ohne 

Rücksicht auf Person und Stand niedergetreten“ werde 17. Zu dieser Aussage 

passt, dass Conrath im selben Jahr bei einem Betriebsappell gesagt haben soll, 

dass er im Badkommissariat nur Parteigenossen einstelle und weiterbeschäf-

tige. 18 In den folgenden Jahren sollte er alles in seiner Kraft Stehende tun, um 

diese Forderung auch in die Tat umzusetzen. Vor der Spruchkammer Bad 

Kissingen schlug Conrath im Juni 1948 jedoch ganz andere Töne an, als er 

seine nationalsozialistische Überzeugung herunterzuspielen versuchte: „Vor 

 
16 Staatsarchiv Nürnberg, Spruchkammer Ansbach-Stadt C 12 
17 Saale-Zeitung, 24. 3. 1933 
18 Staatsarchiv Nürnberg, Spruchkammer Ansbach-Stadt C 12 
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1933 hatte ich mich weder an einer Versammlung noch irgendeiner Kundge-

bung beteiligt. Ich bin nach dem Zusammenbruch [des Kaiserreichs] in meiner 

damals noch recht jugendlichen Auffassung erschüttert worden und hatte den 

ehrlichen Sinn im demokratischen Sinne mitzuhelfen. Später hörte ich dann 

von einer neuen Partei die sich soziale nannte aber nationalsozialistischer 

Grundlage war. Man hatte damals von dieser nichts Schlechtes und Böses ge-

dacht wie sie sich später entwickeln würde, sondern man hatte nur den einen 

Gedanken, dass sie vielleicht die rechte sei. So bin ich auch zu dieser Partei 

beigetreten. Wenn man behauptet ich sei Aktivist gewesen, ich glaube ich habe 

niemanden geschädigt oder einen Schaden zugefügt. Ein Amt in der Partei ha-

be ich nie gehabt. Zum SA-Hauptsturmführer z. V. [zur Verwendung im Be-

darfsfall] bin ich mit der Zeit allmählich aufgerückt habe aber in der SA nie 

einen Sturm geführt. Ausserdem war ich in derselben Rechtsberater. Als Land-

rat bekam ich eben ehrenhalber den Titel eines Hauptsturmführers. Ich habe 

die sehr schwierige Stelle des Staatl. Badekommissars und ausserdem hatten 

wir das Bayer. Rote Kreuz aufzubauen. Seit 1911 bin ich Mitglied desselben 

und auch zeitweise darin tätig gewesen. Da ist mir nicht viel Zeit übrig ge-

blieben um mich bei der Partei zu betätigen.“ 19 

In die NSDAP trat Conrath erst nach der Ernennung Hitlers zum Reichs-

kanzler am 1. Mai 1933 ein. Nach eigener Aussage war er von Anfang Mai bis 

Anfang August 1933 Partei-Anwärter und aushilfsweise Blockwart im neu er-

richteten Block Würzburg Neubergstraße. Allein seine Tätigkeit als Blockwart 

verrät, dass Conrath von Anfang an bereit war, sich an dem Überwachungs- 

und Einschüchterungsapparat des NS-Regimes zu beteiligen. Für die SA, der 

er Anfang Juni 1935 beitrat, war er von Juni 1933 bis 1938 als Rechtsberater 

und von 1941 bis 1945 etwa dreißig Mal als Ersatzredner tätig. Als Kreisred-

ner hielt er meistens bei Parteiversammlungen in Dörfern Reden, die nach sei-

ner eigenen (sicher berschönigenden) Aussage „weniger politisch-propagan-

distische Vorträge […] als Vorträge über Gegenstände, die ihm als Landrat 

nahelagen“, gewesen seien. 20 Zudem war er Mitglied des NS-Flieger-Korps, 

der NS-Volkswohlfahrt, dem NS-Rechtswahrerbund, des NS-Alterherren-

bunds, des Reichskriegerbunds, des Reichskolonialbunds und des Reichsluft-
 

19 Staatsarchiv Würzburg, Spruchkammer Bad Kissingen 326 
20 Staatsarchiv Nürnberg, Spruchkammer Ansbach-Stadt C 12 
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schutzbundes. Von 1934 bis 1941 war er Bäderreferent des Landesfremden-

verkehrsverbands Nürnberg und Nordbayern. Darüber hinaus war er Vor-

sitzender des Bezirks- bzw. Kreistags Bad Kissingen (1933-39), des Ver-

waltungsrats der Kissinger Sparkasse (1933-39), des Vereins für Kurort-

Klimaforschung für Nordbayern (1938-39), des Kreistags Ansbach Land 

(1939-45) sowie des Zweckverbandes und Verwaltungsrats der Stadt- und 

Kreissparkasse Ansbach (1939-39, 1943-45). Seit 1911 engagierte er sich im 

Deutschen Roten Kreuz. Von 1934 bis 1941 war er Vorsitzender des DRK-

Bezirksverbands Bad Kissingen und ab 1938 dessen Kreisführer. Nach seiner 

unfreiwilligen Übersiedelung nach Ansbach war er dort von 1939 bis 1945 

DRK-Vorsitzender für Ansbach Stadt und Land und von Ende 1944 außerdem 

auch für Dinkelsbühl-Feuchtwangen. Als DRK-Kreisführer war er auch im 

„Volkssturm“ für die Aufstellung des Saniätspersonals verantwortlich.  

Während seiner Kissinger Zeit war Rudolph Conrath für zahlreiche antisemi-

tische und nationalsozialistische Maßnahmen oftmals in Zusammenarbeit mit 

dem Kreisleiter und Oberbürgermeister verantwortlich. So soll er etwa 1934 

nach Aussage des ehem. Verwaltungsinspektors Ernst Hofmann den im Ruhe-

stand befindlichen Kaufmann Solms Heymann beim Obersturmbannführer 

des SA-Sturmbannes angezeigt haben, weil er „vom städt. Wohlfahrtsamt in 

Kissingen im Verhältnis zu anderen bedürftigeren Volksgenossen zu reichlich 

mit Brennmaterial bedacht worden“ sei 21: „Als im Jahre 1934“, so Hofmann 

gegenüber der Spruchkammer Bad Kissingen, „die Juden nicht mehr unter-

stützt werden durften kam der Jude Heymann von Zeit zu Zeit um Zuteilung 

von Kohle, welche er durch Genehmigung des Oberbürgermeisters erhielt. 

Später einmal sagte der Oberbürgermeister zu mir es sei eine Meldung einge-

gangen, dass den Juden Kohle zugeteilt wurde. Diese Anzeige kam nur von 

Herrn Conrath der Rechtsberater der SA war, das ging dann zum Sturmbann 

und weiter zur SA.“ 22 Conrath selbst gab der Berufungskammer Nürnberg 

1949 gegenüber an, dass sich die Meldung Heymanns darauf bezogen habe, 

dass dieser vom Mai bis zum November 1932 26 Zentner Briketts zu Unrecht 

erhalten habe. Conrath versuchte sich vor der Berufungskammer dahingehend 

herauszureden, dass es sich bei der Anzeige um ein Versehen gehandelt habe: 
 

21 Ebd. 
22 Staatsarchiv Würzburg, Spruchkammer Bad Kissingen 326 
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„Dass er [Conrath] die Meldung gerade an einen SA-Führer gemacht habe, 

müsse auf einem Irrtum beruhen, weil die SA mit der Nachprüfung solcher 

Zuteilungen nichts zu tun hatte.“ 23 Eine Aussage, die wenig glaubwürdig 

erscheint. 

Am 1. Mai 1935 ordnete Conrath die Verhaftung des evangelischen Stadt-

pfarrers Hermann Kolb an, nachdem dieser in seiner Karfreitagspredigt am 

19. April 1935 „den Kampf um das Kreuz und wider das Kreuz“ geschildert 

und sich dabei kritisch mit Zitaten von Alfred Rosenberg, Robert Bergmann 

und Mathilde Ludendorff auseinandergesetzt hatte. Einige uniformierte Män-

ner hatten daraufhin während des Gottesdienstes demonstrativ die Kirche ver-

lassen. Doch Conrath musste Kolb, der der Bekennenden Kirche nahestand, 

bereits am 3. Mai wieder freilassen, nachdem die evangelische Gemeinde 

offen gegen seine Verhaftung protestiert hatte. 24 

Drei Monate nach diesen Vorfällen ersuchte der neue Kissinger Bezirksamts-

vorstand am 24. Juli 1935 die Würzburger Regierung darum, die antisemiti-

schen Schilder an den gemeindeeigenen Schwimmanstalten in Bad Kissingen 

und Garitz mit der Aufschrift „Juden sind unerwünscht“ belassen zu dürfen, 

da die „fortschreitende rassische Aufklärung der Bevölkerung [...] erfreuli-

cherweise dazu geführt“ habe, „daß nahezu alle Volksgenossen das Zusam-

mensein mit Juden in einem Bad als ekelhaft ablehnen“ würden. Es sei ihm - 

Conrath - daher nicht möglich, „nun aus irgendwelchen anderen Rücksichten 

diesem wieder erwachten gesunden rassischen Empfinden mit polizeilichen 

Mitteln entgegenzutreten“. Eine solche Maßnahme würde „weder von der 

einheimischen Bevölkerung, noch von den zahlreichen nationalsozialistisch 

gesinnten Kurgästen verstanden werden“. 25 Zudem erhob Conrath erste For-

derungen nach Maßnahmen gegen jüdische Kurgäste. Gerade in der letzten 

Zeit habe „hier ein auffallend starker Zustrom von Juden eingesetzt“. Leider 

sehe er „augenblicklich keine Möglichkeit, diesen Zustrom zu unterbinden“. 

Er befürchte jedoch, „daß der Ruf Bad Kissingens schwer geschädigt würde, 

wenn diese weder von uns verschuldete, noch gewünschte Überschwemmung 

 
23 Staatsarchiv Nürnberg, Spruchkammer Ansbach-Stadt C 12 
24 Bericht über die Ereignisse der kirchlichen Auseinandersetzungen in der Evang. luth. Gemeinde Bad Kissingen im Jahre 

1936. In: Ev. Pfarr. BK: XI Staatspolizeiliche und Notariatsgeschäfte. (90) Privatkorrespondenz aus der Zeit des 

Kirchenkampfes und Kriegsmaßnahmen 1935-1946 
25 Sta Wü, „Gauleitung Mainfranken XII/2“ 
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mit Juden“ so weitergehe. Er bitte deshalb darum, „auch den staatlichen Be-

hörden Abwehrmaßnahmen zu ermöglichen, da andernfalls die Bevölkerung 

in dem Vertrauen zu diesen Behörden irre würde“. 26 

Ebenfalls am 24. Juli 1935 bat Dr. Conrath den Präsidenten des Landesfi-

nanzamtes Würzburg darum, sich dafür einzusetzen, dass auch Staatsbädern 

wie Kissingen erlaubt werde, Juden den Aufenthalt in ihrem Badeort zu unter-

sagen. „Andernfalls“ - so Conrath - „würden sie mit der Zeit von den rassisch 

gesund empfindenden Kurgästen als `Judenbäder´ gemieden werden.“ Den in 

ein Staatsbad kommenden Kurgästen sei man es schließlich schuldig, „daß sie 

nicht durch den dauernden Anblick der zahlreichen Juden verärgert und da-

durch in ihrer Erholung und Wiedergesundung beeinträchtigt“ würden. Zu-

mindest sollte der Großteil der Unterkünfte von Juden freigehalten und ihnen 

der Zutritt zu bestimmten Veranstaltungen untersagt werden dürfen. Er selbst 

habe Juden bereits den Zutritt bei einer Tanzlehrertagung verwehrt, da es – 

seiner Meinung nach - undenkbar gewesen sei, dass „gleichzeitig offizielle 

Vertreter der nationalsozialistischen Organisationen, darunter hochstehende 

Amtsträger in Uniform, in den mit den nationalen Symbolen geschmückten 

Räumen mit Juden zusammen“ gewesen wären. 27 

Am 29. Juli 1935 beklagte sich Dr. Conrath in seinem Lagebericht an die 

Würzburger Kreisregierung nochmals über den starken „Zustrom“ von Juden 

nach Bad Kissingen. 28 Als dann am 7. August 1935 einige Kurgäste in einer 

antisemitischen Demonstration im Kurgarten gegen eine „Judeninvasion“ in 

der Kurstadt demonstrierten, drängte er noch am selben Tag gegenüber der 

Kreisregierung und dem Präsidenten des Landesfinanzamtes auf eine Verbe-

scheidung seiner Anträge vom Juli, zumal von ihm „nunmehr ein gleiches 

Vorgehen wie in Bad Tölz verlangt“ werde, wo an Juden bereits keine Kur-

karten mehr ausgegeben würden. 29 Wie der Kissinger Oberbürgermeister be-

klagte er sich, dass ihnen zu einer solchen Maßnahme leider die Befugnis feh-

le. 30 Dieses Vorgehen Conraths zeigt, dass er wesentlich mehr als ein bloßer 

Befehlsempfänger war, der lediglich Anordnungen von oben ausführte. Er er-

 
26 Ebd. 
27 Ebd. 
28 Sta Wü, LRA BK 1151 Lagebericht über politische Angelegenheiten 1934-36 
29 Sta Wü, „Gauleitung Mainfranken XII/2“ 
30 Ebd. 
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griff vielmehr selbst die Initiative und war bestrebt, seinen Handlungsspiel-

raum weiter auszubauen, um noch systematischer jüdische Kurgäste ausgren-

zen und am besten ganz ausschließen zu können. 

Am 17. August 1935 beklagte er sich bei Oberbürgermeister Pollwein erneut 

darüber, dass man seine Anträge in Würzburg, in denen er darum ersucht hatte, 

dass sich endlich auch „die Staatsbäder [...] der Juden erwehren“ dürften, im-

mer noch nicht verbeschieden hätte. Inzwischen werde er tun, „was sich irgend 

verantworten“ lasse. Insbesondere habe er schon seit längerer Zeit – abwei-

chend von bestehenden Richtlinien – an Juden keine Vergünstigungen mehr 

gegeben. 31 Conrath wagte sich hier also eigenständig weit vor und war sogar 

bereit, selbst vorhandene Richtlinien zu übertreten und nicht ganz legale Mit-

tel anzuwenden, um seine antisemitischen Ziele erreichen zu können. 

Am 20. Juli 1937 gab Conrath dem Oberbürgermeister zu verstehen, dass „der 

außergewöhnliche Zustrom von Juden nach Bad Kissingen [...] außer einer 

sorgfältigen Überwachung auch die möglichste Trennung der arischen und jü-

dischen Kurgäste“ erfordere. Pollwein solle daher für Bad Kissingen die glei-

chen Maßnahmen wie die Gemeinde Oberhof treffen 32, wo jüdische Gastro-

nomiebetriebe durch eine Aufschrift am Grundstück kenntlich machen muss-

ten, „daß sich der Betrieb ausschließlich auf Juden“ beschränke. Zudem durf-

ten sie kein nichtjüdisches weibliches Personal beschäftigen. Über diese Maß-

nahmen hinaus ersuchte Conrath den Bad Kissinger Oberbürgermeister, „die 

jüdischen Betriebe einer verschärften gewerbepolizeilichen Nachprüfung zu 

unterziehen und nach Möglichkeit einzuschränken“. 33 Bei der von ihm ange-

ordneten Überwachung jüdischer Hotels und Pensionen käme es nicht auf die 

Bekenntniszugehörigkeit, sondern auf die Rassezugehörigkeit“ an. Auch den 

„christlichen Juden, deren es unter den Kurgästen sicher viele“ gebe, sei „der 

Verkehr mit deutschblütigen Frauen und Mädchen verboten“. 34 

 

 
31 Ebd. 
32 SBK, C 57 Konzessionierung der jüdischen Kurheime, Kennzeichnung der jüdischen Geschäfte, Behandlung der jüdischen 

Kurgäste 
33 Ebd. 
34 Ebd. 
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Obere Marktstraße mit Bezirksamt (rechts), 1905, historische Postkarte der Firma Stengel & Co. © 

Stadtarchiv Bad Kissingen. Fotosammlung 

 

Conraths antisemitische Einstellung zeigte sich sehr deutlich, als er 1937 eine 

Meldung des Kissinger Gesundheitsamtes an den Stadtrat in die Hand bekam, 

in der das Gesundheitsamt auf eine angebliche Gesundheitsgefahr hinwies, 

„die durch die unordentliche Lagerung von Altmaterial innerhalb der Stadt“ 

durch den Altwarenhändler Benjamin Losman bestehe. Der Kissinger Stadt- 

und Badkommissar notierte an den Rand des Schreibens: „Auch ich habe 

ebenso wie der Kreisleiter schon seit Jahren ein energisches Vorgehen ver-

langt; diese Rücksichtnahme auf dieses jüdische Schwein begreife ich nicht.“ 
35 Bereits im Jahr zuvor hatte sich Conrath beim Kissinger Oberbürgermeister 

unter Bezugnahme auf eine beim ihm laufende Strafsache erkundigt, „ob [der 

Meininger Rechtsanwalt] Dr. Drossner, der den `Viehjuden´ Heinemann ver-

trete, Jude und Mitglied des NSRB [des Nationalsozialistischen Rechtswah-

rerbundes] sei“. 36 Offenbar hatte die Gegenseite in der von Conrath er-

 
35 Staatsarchiv Nürnberg, Spruchkammer Ansbach-Stadt C 12 
36 Ebd. 
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wähnten Strafsache „auf die jüdische Eigenschaft des genannten Anwalts 

hingewiesen“. 37 Conrath hatte hier ganz offenkundig kein Problem, die 

üblichen nationalsozialistischen Rassekategorien auf den Meininger Anwalt 

anzuwenden. 

Am 3. März 1938 beschloss der städtische Baubeirat, nur vier der 14 jüdischen 

Hotels, Sanatorien und Pensionen eine Konzession zu erteilen, und sprach sich 

für ein generelles Beschäftigungsverbot „arischen“ Personals und eine Kenn-

zeichnung der jüdischen Betriebe aus. 38 In der Besprechung mit Oberbür-

germeister Pollwein und Kreisleiter Heimbach am folgenden Tag verlangte 

Conrath „strengstes Vorgehen gegen die jüdischen Betriebe“. Denn jetzt so 

Conrath - „sei die Gelegenheit günstig, den größten Teil der jüdischen Be-

triebe durch Verneinung der Bedürfnisse abzubauen, seien sie einmal geneh-

migt, dann werde es schwer fallen, sie wegzubringen“. „Arisches“ weibliches 

Personal solle unter keinen Umständen in jüdischen Betrieben zugelassen wer-

den. Kreisleiter Heimbach unterstrich noch diesen Standpunkt Conraths und 

stimmte, wie die übrigen Teilnehmer der Besprechung, den Beschlüssen des 

Baubeirates im Wesentlichen zu. 39 

Nachdem zunächst vor allem die jüdischen Kurhausbesitzer von den restrikti-

ven Maßnahmen der Kissinger Behörden und Parteistellen direkt betroffen 

waren, verhängten Oberbürgermeister Dr. Pollwein und Badkommissar Dr. 

Conrath Ende April/Anfang Mai 1938 eine Reihe weitreichender Sanktionen 

auch gegen jüdische Kurgäste. Ziel dieser Maßnahmen war, neben einer ver-

stärkt vollzogenen Trennung jüdischer und nichtjüdischer Einwohner und 

Kurgäste, vor allem die Verdrängung jüdischer Kurgäste aus Bad Kissingen.  

Den Anfang machte Conrath am 20. April 1938 mit der Anordnung, keine Ein-

wohnerkarten für den Kurgarten an Juden mehr auszustellen, was einem Be-

suchsverbot des Kurgartens gleichkam. 40 Auf Veranlassung von Kreisleiter 

Willy Heimbach erließ Oberbürgermeister Pollwein am 30. April 1938 weiter-

gehende Einschränkungen: Juden durften nur noch in den wenigen konzes-

sionierten jüdischen Kuranstalten und Pensionen wohnen und mussten speziell 

 
37 Ebd. 
38 SBK, C 57 Konzessionierung der jüdischen Kurheime, Kennzeichnung der jüdischen Geschäfte, Behandlung der jüdischen 

Kurgäste 
39 Ebd. 
40 Saale-Zeitung, 20.4.1938 
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gekennzeichnete Bänke in den Kuranlagen benutzen. „Arische“ Kuranstalten, 

Gaststätten und Pensionen mussten durch einen Anschlag bekanntgeben, dass 

Juden bei ihnen nicht aufgenommen würden. 41 Stadt- und Badkommissar Dr. 

Conrath zog am 2. Mai 1938 mit einer neuen „Haus- und Benutzungsordnung 

für das staatliche Bad Kissingen“ nach, die Juden – Einheimische wie Kurgäs-

te – völlig aus dem gesellschaftlichen Leben der Badestadt ausschloss und sie 

in der Nutzung medizinischer Anwendungen behinderte: Jüdische Kurgäste 

erhielten eine gelbe Kurkarte, durften den Kurgarten während der Brunnen-

zeiten und Kurkonzerte nicht betreten, mussten spezielle Bänke benutzen, der 

Besuch des Kurhauses und des Kurtheaters sowie das Betreten von Liege-, 

Sport- und Kinderspielplätzen war ihnen verboten. Sole- und Sprudelbäder 

durften sie nur mehr im Salinenbad, Moorbäder nur mehr im Luitpoldbad 

nehmen, andere Bäderarten standen ihnen nicht mehr zur Verfügung. 42  

Ob das generelle Aufenthaltsverbot für jüdische Kurgäste noch von Dr. Con-

rath oder bereits von seinem Nachfolger ausgesprochen wurde, lässt sich leider 

nicht sicher sagen. Eine Anordnung Hermann Görings vom 10. März 1939 

erlaubte es, Juden aus Badeorten völlig auszuschließen, indem ein sogenannter 

„Judenbann“ über sie verhängt wurde. 43 Zu dieser Zeit war Conrath, der am 

1. Juni 1939 sein Amt als Landrat in Ansbach antrat, noch in Bad Kissingen 

tätig. Es kann aber sein, dass sich die Umsetzung der Anordnung noch etwas 

verzögerte, so dass Conrath diese Maßnahme, die er ja seit langem herbei-

gesehnt hatte, nicht mehr selbst umsetzen konnte. Einem Bericht der Kissinger 

Polizei vom 29. Juli 1941 zufolge waren jedenfalls seit „Jahren schon [...] vom 

Staatl. Badkommissariat keine Kurkarten an Juden ausgegeben“ worden und 

ihnen „somit der Besuch des Bades und der Gebrauch der Kuren nicht mehr 

erlaubt“ gewesen. Dies würde auf ein Verbot im Jahre 1939 hinweisen. 

Wie sehr sich Dr. Conrath für die Interessen der Partei einsetzte, zeigte sein 

Auftreten vor dem Gaugericht Würzburg im März 1938. Der ehemalige 

Kreisleiter Karl Renner musste sich für seine ausfälligen Bemerkungen gegen 

seine Nachfolger Dr. Josef Huppmann und Hermann Schneider während einer 

Gedenkfeier im Schweizerhaus am 30. Januar 1938 verantworten. Conrath, 

 
41 SBK, C 57 Konzessionierung der jüdischen Kurheime 
42 Vgl. Saale-Zeitung, 2.5.1938 
43 SBK, C 57 Konzessionierung der jüdischen Kurheime 
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der in der Verhandlung den Gauleiter vertrat, forderte den Ausschluß Renners 

aus der Partei: Nur so „könnte der Öffentlichkeit und der Parteigenossenschaft 

gezeigt werden, daß die Partei in keiner Weise gewillt ist, unberechtigte An-

griffe auf ihre alten Parteigenossen und Angriffe, die sich gegen das Ansehen 

der Partei selbst richten, gefallen zu lassen“. 44 Das Gaugericht stimmte Con-

rath in dessen Einschätzung der Schwere von Renners Fehlverhalten zwar zu, 

verzichtete aber aufgrund von Renners Verdiensten für die Partei und dessen 

Alter auf einen Parteiausschluss und forderte lediglich eine öffentliche Ent-

schuldigung Renners bei Huppmann und Schneider. 

Doch so sehr sich auch Rudolph Conrath bemühte, ein willfähriger Voll-

strecker der NS-Diktatur zu sein, musste er doch sein Amt als Landrat in Bad 

Kissingen letztlich wider Willen am 31. Mai 1939 aufgeben. Der bayerische 

Ministerpräsident Ludwig Siebert (1874-1942) hatte sich in den Kopf gesetzt, 

die Stelle des Kissinger Landrats mit seinem Sohn Dr. Friedrich Wilhelm 

Siebert (1903-66) zu besetzen, der seit April 1933 Bürgermeister in Lindau 

war. Bereits am 1. Juni 1939 wurde Siebert mit der Wahrnehmung der Dienst-

geschäfte des Landrats in Bad Kissingen beauftragt und im Dezember dessel-

ben Jahres offiziell zum Landrat ernannt. Doch stellte die Kurstadt lediglich 

eine kurze Durchgangsstation für den gelernten Juristen dar: Bereits im Okto-

ber 1939 hatte er auch die Leitung der Abteilung Innere Verwaltung im Amt 

des Generalgouverneurs in Krakau übernommen. Von 1940 bis 1945 machte 

er schließlich Karriere im bayerischen Finanzminsterium, wurde 1948 zu 

zwölf Jahren Haft in Polen verurteilt, aber bereits 1956 amnestiert. In den 

Jahren 1960-66 war er 2. Bürgermeister in Prien am Chiemsee, wo er im März 

1966 mit 62 Jahren starb. 45 Rudolph Conrath fühlte sich als Opfer einer Intri-

ge des Minsterpräsidenten und beklagte sich darüber noch im Juni 1948 vor 

der Spruchkammer Bad Kissingen: „Nachdem ich in Bad Kissingen alles ein-

gerichtet hatte wurde mir dann plötzlich gesagt dass ich nach Ansbach versetzt 

würde, nur weil der Herr Ministerpräsident seinen Sohn hier unterbringen 

wollte und sich dieser in das fertige Nest setzen konnte. Das war schon ein 

 
44 Staatsarchiv Würzburg, Spruchkammer Bad Kissingen Nr.1840 
45 Vgl. Lilla, Joachim: Staatsminister, leitende Verwaltungsbeamte und (NS-) Funktionsträger in Bayern 1918 bis 1945: Art. 

Friedrich (Fritz) Wilhelm Siebert. In: https://verwaltungshandbuch.bavarikon.de/VWH/Cramer,_Christian#lang-de, 3.6. 

2022 
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schwerer Schlag für mich da ich mich in Bad Kissingen sehr gut eingelebt 

hatte. In Ansbach bin ich ausgebombt und vom 21.4.45 – 1.7.46 war ich im 

Internierungslager [,] der einzige Sohn ist auch gestorben.“ 46 

 

 
 

Kundgebung auf dem Schlossplatz in Ansbach am 10.März 1933 © Stadtarchiv Ansbach (aus Diana 

Fitz, Ansbach unterm Hakenkreuz, Ansbach 1994, S. 21). 

 

Dr. Conrath verließ mit seiner Frau im Sommer 1939 Bad Kissingen, um am 

1. Juni seine ungeliebte Stelle als Landrat in Ansbach anzutreten. Unmittelbar 

nach Einmarsch der amerikanischen Truppen wurde er am 21. April 1945 

verhaftet und in das Internierungslager Hersbruck eingewiesen, aus dem er am 

1. Juli 1946 entlassen wurde. Er kehrte wieder nach Ansbach zurück, wo er in 

der Welserstraße 8 wohnte, da seine alte Wohnung im Krieg zerstört worden 

war. Vom Juli 1946 bis zu seiner Erkrankung an Herzmuskelschwäche und 

Angina pectoris im März 1947 wurde er als Bauhilfsarbeiter beschäftigt.  Am 

16. Juni 1948 musste er sich dann vor der Spruchkammer Bad Kissingen 

verantworten.  

 
46 Staatsarchiv Würzburg, Spruchkammer Bad Kissingen Nr. 326 
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Conrath zeigte gegenüber dem Gericht keine Anzeichen von Schuldeinsicht 

oder Reue, vielmehr versuchte er, seine nationalsozialistische und antisemiti-

sche Einstellung fortwährend zu beschönigen. Auf die Frage, warum er am 22. 

Dezember 1938 aus der katholischen Kirche ausgetreten sei, gab Conrath, der 

24 Jahre zuvor noch über „Die Stellung des Gottesdienstes im Bayerischen 

Staatskirchenrecht“ promoviert hatte, zur Antwort: „Das hatte mit Politik 

nichts zu tun. Meine Grossväter waren evangelisch und Grossmütter kath. Um 

Unannehmlichkeiten zu verhindern trat ich aus der Kirche aus.“ 47 Auch ge-

genüber der Berufungskammer Nürnberg gab er im im November 1949 an, 

dass in seinem Kirchenaustritt „keine nationalsozialistische Geste“ gelegen 

habe. Vielmehr habe er „im Zusammenhang mit seiner Mischehe bereits län-

gere Zeit vor dem Austritt keine innere Bindung mit seiner Kirche mehr ge-

habt“. Einer „aus dem Nationalsozialismus erwachseenen Kirchengemein-

schaft“ sei er nicht beigetreten. 48  

Noch bedrückender ist die Art und Weise, wie Conrath sich gegenüber der 

Spruchkammer Bad Kissingen aus der Verantwortung für die Ausgrenzung, 

Entrechtung und Verfolgung von Juden zu stehlen versuchte: „Ich kann nur 

sagen, dass ich kein Judenhasser und kein Judenfresser war. Wir haben im 

Gegensatz zu anderen Bädern die Juden nicht ausgeschlossen, bei uns waren 

die jüdischen Heime ungestört weiter im Betrieb und waren deshalb verschrien 

als Judenbad. Ich hatte deswegen eine sehr schwierige Stellung und mir wurde 

in die Schuhe geschoben, dass ich nichts unternahm. […] Und dass ich als 

Judenhasser und Judenfresser hingestellt werde möchte ich noch dazusagen, 

ich habe solange wie möglich mit Juden verkehrt und diese immer höflich 

behandelt. Dass nachher eine Scheidewand kam ist nicht meine Schuld. Ich 

will nur das eine sagen, Judenhasser und Judenfresser ist eine tendenziöse An-

klage. Einmal [am 20. August 1935] war ein Konzert der Sängerin Frieda Leit-

ner [gemeint ist die preußische Kammersängerin Frieda Leider, die selbst kei-

ne Jüdin war und lediglich mit dem jüdischen Konzertmeister der Berliner 

Staatsoper, Professor Rudolf Deman verheiratet war] angesetzt. Da aber diese 

jüdischer Abstammung war, wollten diejenigen, welche durch die Hitlerspen-

de zur Kur weilten, demonstrieren. Ich stellte mich in SA-Uniform, denn in 
 

47 Ebd. 
48 Staatsarchiv Nürnberg, Spruchkammer Ansbach-Stadt C 12 
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Zivil hätte ich das nicht machen können, vor dem Saaleingang auf und ver-

suchte alles zu schlichten damit keine Unruhe entstehe. Das Konzert konnte 

doch ohne Zwischenfall stattfinden.“ 49 Conrath fand kein Wort des Bedau-

erns über seine gehässigen antisemitischen Invektiven, seine aktive Mitwir-

kung an der Entrechtung und Verfolgung der Kissinger Juden und seinem Be-

streben, jüdische Kurgäste aus Bad Kissingen auszuschließen. Dies wird etwa 

deutlich, als das Gericht ihm auf die beiden Briefe ansprach, in denen er sich 

im September 1936 beim Kissinger Oberbürgermeister darüber beschwerte, 

dass jüdische Kinder aus dem israelitischen Kinderheilstätte in einer ge-

schlossenen Gruppe mit einer Betreuerin in der Stadt spazierengegangen wa-

ren: In einem ersten Brief hatte Conrath Oberbürgermeister Pollwein mitge-

teilt, dass er bemerkt habe, „wie eine grosse Zahl von Judenkindern ge-

schlossen, von einer alten Jüdin durch eine Kissinger Strasse marschiert sei“. 

Nur der „Disziplin der nationalsozialistischen Bevölkerung“ sei es zu ver-

danken gewesen, dass es „nicht zu Ausschreitungen gegen diese Provokation 

gekommen“ sei. Er forderte den Oberbürgermeister auf, „die verantwortlichen 

Juden […] über die Genehmigungspflicht derartiger Aufmärsche zu beleh-

ren“. Der „gute Ruf der Badestadt dürfe durch massenhaftes und allzu sicht-

bares Auftreten der Judenschaft in der Öffentlichkeit nicht gefährdet werden“. 
50 Nachdem die Leitung der israelitischen Kinderheilstätte von der Stadt im 

Sinne Conraths verständigt worden war, bat sie am 14. September 1936 den 

Bürgermeister, doch wenigstens zu gestatten, „dass die in der Heilstätte unter-

gebrachten 93 Kinder in verschiedenenen Gruppen Spaziergänge in die nähere 

Umgebung von Kissingen unter Aufsicht einer Kinderhortnerin machen dürf-

ten“. Auch möge sich „die Genehmigung […] auf den Besuch der Synagoge 

an Feiertagen und den Transport der Kinder von der und zur Bahn erstrecken“. 
51 Conrath legte das Gesuch der Kinderheilstätte dem Kreisleiter zur Stellung-

nahme vor, der es als „provozierend“ ablehnte. Am 26. September 1936 wies 

Conrath den Oberbürgermeister an, „den Vorstand der Kinderheilstätte von 

der Ablehnung des Gesuches zu verständigen“. In seiner Begründung verwies 
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er „auf das Verhalten der Juden in der Welt und in Kissingen […], das die 

öffentliche Ruhe und Ordnung gefährde“. 52 Mit der Aufrechterhaltung von 

Ruhe und Ordnung argumentierte Conrath auch gegenüber der Spruchkammer 

Bad Kissingen: „An einem Sonntag bemerkte ich wie ein Zug jüdischer Kinder 

durch die Hessingstrasse marschierte. Damit es nicht zu Demonstrationen 

komme forderte ich die verantwortlichen Juden auf darauf zu achten, dass die 

Juden nicht in grossen Gruppen erscheinen. Sie dürfen gehen und sich frei 

bewegen aber nur nicht in grösseren Mengen zusammenstehen. Denn es 

musste immer danach getrachtet werden dass die Ruhe aufrecht bleibe. Bei 

den Kindern hatte es sich dazumal derer aus dem Kinderheim gehandelt, 

welches in der Saline draussen bestand. Dieses Kinderheim hatte bis zum 

Schluss Soleanschluss und keine Einschränkungen zu befürchten. Ich habe im-

mer getrachtet möglichst wenig Unannehmlichkeiten mit den Parteidienst-

stellen zu haben und musste so darauf schauen, dass die Juden in nicht zu 

grossen Scharen auftreten.“ 53 Conraths erhaltene Schreiben aus der NS-Zeit 

belegen jedoch eindeutig seine judenfeindliche Einstellung, die er ganz sicher 

nicht nur an den Tag legte, um mögliche Unannehmlichkeiten mit Parteistellen 

zu vermeiden. Gegenüber der Berufungskammer Nürnberg versuchte er im 

November 1949 sein Verhalten gegenüber der Kinderheilstätte damit zu recht-

fertigen, dass er sich von Seiten der Partei und einiger Parteianhänger unter 

Druck gesetzt fühlte: „Ein Teil der Bevölkerung habe an der Anwesenheit von 

Juden ein Interesse gehabt, ein anderer Teil sie abgelehnt. Dazu hätten insbe-

sondere die stets anwesenden Freigäste aus der Adolf Hitler Spende und auch 

Ausländer gehört, die der NS-Ideologie nahegestanden haben, so eine Anzahl 

von Spaniern. Von Parteistellen und den bezeichneten Freigästen sei er beo-

bachtet und beargwöhnt worden, weil er den Juden gegenüber zu nachsichtig 

gewesen sei. Er habe gegen die Juden grundsätzlich nichts gehabt, das Kin-

derheim habe unter seiner Amtsführung eine eigene Soleleitung gehabt, und 

es sei ihm ein Leichtes gewesen, diesen Anschluss aufzuheben. Auch seien die 

Kinder des Erholungsheims auch nach der Ablehnung des Gesuches in Kissin-

gen herumgeführt worden, ohne dass er dagegen eingeschritten wäre. Es sei 

ihm ausschliesslich darauf angekommen, Unruhen zu vermeiden, diese hätten 
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nahegelegen, weil die jüdischen Gäste häufig es an der damals gebotenen Zu-

rückhaltung hätten fehlen lassen.“ 54 

Als das Gericht Conrath damit konfrontierte, dass er im Februar 1939 in einem 

Schreiben an die Würzburger Gestapo für Ignatz Endres aus Gefäll eine „län-

gere Konzentrationslagerzeit“ wegen eines angeblichen „Vergehens gegen das 

Heimtückegesetz“ gefordert hatte, versuchte er sich mit vermeintlicher Un-

wissenheit aus der Verantwortung zu stehlen: „Mir war zu dieser Zeit der Be-

griff KZ noch nicht bekannt. Dieser Endres war ein arbeitsscheuer Mensch 

und sollte dieser in irgendein Lager kommen. Ich kann es nicht leugnen, dass 

ich das Schreiben unterschrieben habe und verlangte um Einweisung in ein 

KZ. Mir war wirklich der Begriff KZ nicht klar. Was sich dort abspielte erfuhr 

man ja erst alles nach dem Kriege.“ 55 

Die von Conrath aufgebotenen Entlastungszeugen versuchten, das Bild eines 

korrekten, pflichtbewussten Beamten zu zeichnen, der während der NS-Zeit 

alles andere als ein Scharfmacher oder Fanatiker gewesen wäre und lediglich 

Befehle von oben ausgeführt hätte. So gab der Generaldirektor der Bäderver-

waltung Dr. Otto Bohl (*1885) der Spruchkammer zu verstehen: „Ich glaube, 

dass der Herr Landrat in seiner Uniform und in seinem äusseren Auftreten den 

Eindruck eines guten Nationalsozialisten gemacht hat, möchte aber zweifeln 

ob er wirklich innerlich so ein Nationalsozialist war. […] Er war immer ein 

höflicher Mensch und habe keine Wahrnehmungen gemacht, dass er gerade 

auf dem Gebiet Juden ein Scharfmacher war. Er hat nicht gegen die Juden 

gehetzt und sollte gegen die Juden etwas gemacht und unternommen werden 

musste er sich von der Partei erst schieben lassen. Im Kurhaus waren immer 

Juden zu Gast. Ich kann mich nicht erinnern, dass Herr C. etwas dagegen ge-

sagt oder getan hätte. […] Herrn C. war es ganz gleich ob seine Angestellten 

Parteigenossen waren oder nicht. Seine Sekretärin war Nichtparteigenossin 

und nicht rein arischer Abstammung. Um die ausländischen Kurgäste hat sich 

Herr C. auch sehr angenommen denn wir hatten das Bestreben möglichst viele 

Ausländer hierher zu bringen. Herr Ministerpräsident Siebert wollte seinen 

Sohn [der 1938 Oberbürgermeister in Lindau war] auf diesen Posten bringen 

und Herr C. wurde auf eine schofle Art nach Würzburg versetzt. Wäre er ein 
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guter Nationalsozialist gewesen wäre er bestimmt nicht auf so eine Art und 

Weise behandelt worden.“ 56 Und der Zeuge Eugen Hufnagel (*1890), der 

mit Conrath gearbeitet hatte, beteuerte: „Er war ein Beamter mit dem man 

reden konnte. Wir waren von der Kreisleitung abhängig, da konnte er auch 

nichts machen und wir mussten ausführen was uns befohlen wurde.“ 57 Wie 

auch in Millionen anderer Fälle üblich, unternahm Hufnagel hier für seinen 

ehemaligen Chef den Versuch, ihn als reinen Befehlsempfänger ohne eigene 

Verantwortung und Machtbefugnisse von jeder Schuld reinzuwaschen. Con-

raths Verteidiger verwies zudem auf dessen große Verdienste um das DRK in 

Bad Kissingen und Ansbach und Conraths Einsatz für die Freilassung von Paul 

Munak (bzw. Munack) (*1889), der 1934 von der SS verhaftet und in das KZ 

Dachau eingeliefert worden war.  

Die Spruchkammer Bad Kissingen unter ihrem Vorsitzenden Lorz stufte 

Conrath am 16. Juni 1948 lediglich in die Gruppe III der Minderbelasteten ein, 

erlegte ihm nur eine sechsmonatige Bewährungsfrist und eine Geldsühne von 

500 RM auf, die er an einen Wiedergutmachungsfond zahlen sollte. Ihre Ur-

teilsbegründung liest sich über weite Strecken wie ein weiteres Entlastungs-

schreiben für den ehemaligen Kissinger Bezirksamtsvorstand, der noch bei 

seiner Amtseinführung betont hatte, dass in seinem Amtsbezirk nur hundert-

prozentig nationalsozialistisch regiert und allen Gegnern der Kampf angesagt 

werde. So folgte das Gericht relativ unkritisch den Beteuerungen Conraths und 

der von ihm aufgebotenen Entlastungszeugen. Es erweckt den Eindruck, dass 

Conrath eigentlich kein überzeugter Nationalsozialist gewesen sei und mehr 

oder minder zufällig in die Partei und seine hochrangigen Ämter geraten sei: 

„Der Eintritt in die Partei erfolgte nach den Angaben des Betroffenen nicht 

wegen überzeugter Anhängerschaft oder um die nationalsozialistische Ge-

waltherrschaft zu fördern, sondern als Beamter einer Staatspartei beizutreten. 

Das Amt eines Ersatz-Kreisredners wurde ihm ohne sein Zutun und ohne sei-

nen Willen vom Kreisleiter übertragen. Der Betroffene gibt an keine politi-

schen Reden gehalten zu haben, er war auch als solcher weder ernannt noch 

bestätigt. Bei der SA bekleidete der Betroffene den Rang eines Hauptsturm-

führers z. V., war aber als solcher zu keiner Zeit ein gesetzt. Er hatte nie einen 
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Sturm geführt, hatte keine Dienststelle und keinerlei Befehlsbefugnisse, er war 

vielmehr vom aktiven SA-Dienst befreit. […] Zum Bezirksoberamtmann 

bezw. Landrat und Bade-Kommissar wurde der Betroffene nicht auf Grund 

politischer Bewährung, sondern wegen seiner Eignung und als alter Verwal-

tungsbeamter berufen. Er war bereits 1932 schon Regierungsrat I. Klasse, 

hatte sich also schon vor dem 3. Reich als höherer Verwaltungsbeamter be-

währt. […] Zu Gunsten des Betroffenen spricht die Aussage des in der münd-

lichen Verhandlung anwesenden Zeugen Dr. Otto Bohl, Generaldirektor der 

Bäderverwaltung, der den Betroffenen als einen pflichttreuen Beamten schil-

dert. Dieser Zeuge sagte weiterhin aus, dass der Betroffene bei den Partei-

dienststellen in schlechtem Rufe stand und mit dem damaligen Bayer. Minis-

terpräsidenten Siebert einige Controversen hatte, die dann zu seiner Verset-

zung führten. Der Zeuge Paul Munak, Bad Kissingen gibt an, dass er seine 

Entlassung aus dem KZ-Dachau nur dem tatkräftigen Eingreifen des Betroffe-

nen zu verdanken hätte. Die Zeugin Auguste Grabinger bestätigt, dass der Be-

troffene in der Zeitung öffentlich ausschreiben liess, dass jeder zu ihm kom-

men könne, falls er eine Beschwerde gegen eine Parteidienststelle hätte. Aus 

den umfangreichen im Akt befindlichen Zeugenerklärungen geht weiter her-

vor, dass der Betroffene keinen seiner Untergebenen zum Eintritt in die Partei 

aufforderte und auch sonst keinen Druck auf sie ausgeübt hat. Das kath. Pfarr-

amt Garitz bestätigt, dass der Betroffene sich auch der Geistlichkeit gegen-

über immer anständig und tolerant benommen hat. Nach gerechter Abwägung 

der Be- und Entlastungspunkte kam die Kammer zu der Überzeugung, dass 

sie doch nicht an Art. 112 vorübergehen kann und reihte den Betroffenen des-

halb in die Gruppe der Minderbelasteten ein.“ 58  

In die Waagschale von Conraths Vergehen warf das Gericht lediglich sein 

Verhalten gegenüber Ignatz Endres und den Kindern der israelitischen Kin-

derheilstätte: „Zu seinen Ungunsten spricht, dass er eine Anzeige der Gendar-

merie Burkadroth gegen Ignatz Endres in Gefäll wegen Vergehens gegen das 

Heimtückegesetz an die Geheime Staatspolizei nach Würzburg weitergab. 

Wenn der Endres auch als gewalttätiger Mensch, der bereits seinen Vater le-

bensgefährlich verletzte, und als Querulant geschildert wird, so ist es doch von 
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dem Betroffenen verwerflich gewesen, in seinem Bericht vom 2.2.1939 an die 

Geheime Staatspolizeidienststelle Würzburg eine längere Konzentrationsla-

gerzeit gefordert zu haben. Auch die beiden Schreiben des Betroffenen vom 

8.9. und 26.9.1936 an den Bürgermeister der Stadt Bad Kissingen, in denen er 

sich beschwert, weil jüdische Kinder unter Führung einer alten Jüdin der is-

raelitischen Kinderheilstätte geschlossen durch die Stadt marschierten, lassen 

seine Anhängerschaft zur Partei, insbesondere seine judenfeindliche Einstel-

lung klar erkennen und stellen eine Belastung nach Art. 7 I Ziff. 3 dar.“ 59  

Von anderen Verbrechen und Vergehen Conraths schwieg die Spruchkammer. 

Dass die von ihr aufgeführten beiden Fälle nur die Spitze eines Eisberges wa-

ren und die Schreiben und Maßnahmen Conraths von einer tiefen antisemi-

tischen und nationalsozialistischen Einstellung durchdrungen waren, ließ die 

Spruchkammer außer Acht. Und so verwundert es nicht, dass der öffentliche 

Kläger Friese, der sich ein härteres Urteil gewünscht hätte, Berufung gegen 

das Urteil der Spruchkammer wegen der Einstufung Conraths als Minderbe-

lasteter, der zu kurzen Bewährungsfrist und der zu niedrigen Sühnelasten ein-

legte: „Dem Betroffenen“, so Friese in seiner Begründung, „wurde nur eine 

Bewährungsfrist von 6 Monaten und eine Geldsühne von RM 500,-- auferlegt. 

Die Sühne steht in keinem Verhältnis zur Schuld des Betroffenen und seiner 

Verantwortung nach dem Befreiungsgesetz. Die kurzfristige Bewährungsfrist 

bietet dem öffentlichen Kläger keine Gewähr für einen Gesinnungswandel des 

Betroffenen und die Möglichkeit, sich ein Urteil darüber zu bilden, ob nach 

Ablauf der Bewährungsfrist Antrag auf Einreihung in eine höhere Gruppe er-

forderlich ist. Der Betroffene war nach den getroffenen Feststellungen über-

zeugter Nationalsozialist, insbesondere der Rassenlehre. Diese Feststellung 

stimmt auch mit dem Ruf, der er als nationalsozialistischer Landrat in der Öf-

fentlichkeit hatte, überein. Der Kirchenaustritt im Jahre 1938 muss als Aus-

druck des Willens des Betroffenen, sich auch in religiöser Beziehung der na-

tionalsozialistischen Gewaltherrschaft anzupassen, gewertet werden. Die per-

sönliche Einstellung des Betroffenen zur nationalsozialistischen Gewaltherr-

schaft in Verbindung mit seiner Stellung als Landrat hat wesentlich zur Stär-

kung der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft beigetragen. Die Entschei-
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dung der Kammer wird als Unrecht gegenüber viel schärfer Beurteilter kleiner 

Pgs. und Amtswalter empfunden. Der Anwendung des Art. 7 I Ziff. 1-3 ist 

nicht genügend Rechnung getragen.“ 60 

Auch Conraths Anwalt Dr. Kurt Stigler legte am 10. August 1948 bei der Be-

rufungskammer Würzburg Berufung ein. Er forderte, die Berufungsverhand-

lung an die Berufungskammer Ansbach zu verlegen, seinen Mandanten in die 

Gruppe IV der Mitläufer einzustufen und ihm nur eine „mässige Sühne“ aufzu-

erlegen. In seiner Begründung verwies er u. a. darauf, dass Conraths „Tätigkeit 

als Berufsbeamter […] immer der jeweiligen Regierung, auf die er vereidigt 

war, gewidmet“ gewesen sei. Die NSDAP habe er „auch nur insoweit geför-

dert, als sich dies mit den ihm amtlich übertragenen Aufgaben deckte und für 

diese u. das Gemeinwohl förderlich erschien“. 61 Stigler, der im weiteren Ver-

lauf seines Schreibens den Eindruck erweckte, dass er sich noch nicht so recht 

von der Sprache und Ideologie der Nationalsozialisten befreit hatte, versuchte 

auf diese Weise Dr. Conrath als pflichtbewussten Beamten darzustellen, der 

lediglich das getan hätte, was von Amts wegen von ihm verlangt worden wäre. 

Mit diesem Argumentationsmuster rechtfertigten nach dem Krieg Millionen 

von willfährigen Beamten, Angestellten und Arbeitern ihre Vergehen in der 

NS-Zeit. Unerträglich und perfide wird Stiglers Argumentation in den Passa-

gen seines Schreibens, die sich mit Ignatz Endres und den Kindern der israeli-

tischen Kinderheilstätte befassen: „Der Fall, aus dem allgemein auf eine ju-

denfeindliche Einstellung im Sinne der nationalsozialistischen Gewaltherr-

schaft geschlossen wird, stellt eine polizeiliche Vorbeugungsmassnahme dar, 

um damals ständig drohende und in einem Heilbad peinlichst zu vermeidende 

Störungen der öffentlichen Ruhe zu verhüten. Diese lag zugleich im Interesse 

der beteiligten Juden, die gegen unvorhergesehene Belästigungen anders nicht 

geschützt werden konnten. Genau so wurde vor 1933 das Auftreten von natio-

nalsozialistischen Trupps unterbunden, ja sogar das Tragen des Parteiabzei-

chens im Kurbereiche verboten, um Störungen im Heilbad zu verhüten. Auch 

nach 1933 hat mein Mandant sich wiederholt gegen Störungen des Kurbe-

triebes durch lärmende Umzüge der HJ und dergl. eingesetzt. Im übrigen ist 

zu beachten, dass im vorliegenden Falle weiter nichts geschehen und bis zur 
 

60 Ebd. 
61 Ebd. 



30 

 

Beendigung der Amtszeit des Betroffenen in Bad Kissingen die israelitischen 

Anstalten und Heime unbehindert im Betriebe geblieben sind, so dass Bad 

Kissingen im Gegensatz zu anderen, sich als `judenfrei´ bezeichnenden Bä-

dern als `Judenbad´ verschrieen war. Jedenfalls beweist dieser Fall nicht die 

Anhängerschaft des Betroffenen an die nationalsozialistische Rassenlehre, mit 

der er sich ebensowenig befasste wie mit anderen parteiprogrammatischen 

Theorien. Er hatte hierfür keine Zeit, da er seine ganze Freizeit ehrenamtlich 

dem Roten Kreuze widmete.“ 62 Ähnlich wie die Nationalsozialisten in der 

NS-Zeit die sog. „Schutzhaft“ gegen Juden und Regimegegner zu rechtferti-

gen versuchten, gab Kurt Stigler gegenüber der Berufungskammer zynisch 

vor, dass sein Mandant letztlich auch „im Interesse der beteiligten Juden“ ge-

handelt hätte. Unerträglich ist auch Stiglers Gleichsetzung der menschenver-

achtenden Maßnahmen gegen Juden in der NS-Zeit mit Maßnahmen gegen 

„nationalsozialistische Trupps“. Ausgerechnet dem Mann, der alles darange-

setzt hatte, um Juden aus dem Kurleben und der Kurstadt soweit wie möglich 

auszuschließen, unterstellte er eine korrekte Amtsführung gegenüber Juden. 

Wenige Jahre zuvor hatte sich Conrath noch über eine angebliche „Über-

schwemmung mit Juden“ beklagt und vom Staat gefordert, Juden den Aufent-

halt in staatlichen Bädern wie Kissingen endlich untersagen zu dürfen, damit 

diese nicht „von den rassisch gesund empfindenden Kurgästen als `Judenbä-

der´ gemieden“ würden. 63 Und ausgerechnet ihm, der in der Schwimmbad-

affäre seine unverhohlene Freude über die „fortschreitende rassische Aufklä-

rung der Bevölkerung“ und seinen Ekel über das „Zusammensein mit Juden 

in einem Bad“ zum Ausdruck gebracht hatte 64, attestierte sein Verteidiger, 

sich schon aus Zeitgründen und Überarbeitung nicht mit der NS-Rassenlehre 

befasst zu haben. Zu der auch heute noch beliebten Verteidigungsstrategie, 

sich angeblich an ein Vergehen oder Verbrechen nicht mehr erinnern zu kön-

nen, nahm Conraths Anwalt im Fall von Ignatz Endres mit einer dreisten Un-

verfrorenheit und einer auf erschreckende Weise an die NS-Zeit gemahnenden 

Wortwahl Zuflucht: „Der Fall Endres wurde dem Betroffenen erstmals in der 

mündlichen Verhandlung bekanntgegeben und war ihm nicht mehr erinner-
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lich. Das beanstandete Schriftstück lässt erkennen, dass es von den mit Bear-

beitung der Strafanzeigen betrauten Angestellten verfasst und von dem als Po-

lizeireferenten zuständigen Regierungsrat verantwortlich gezeichnet ist. 

Schreiben an höhere Stellen mussten den Amtsvorstand zur Unterschr. [Unter-

schrift] vorgelegt werden. Dieser hatte als Leiter des Landratsamtes, des staatl. 

Badkommissariats, der DRK-Kreisstelle und Verw.Rats-Vors. [Verwaltungs-

ratsvorsitzender] der Sparkasse solche Stösse von Akten zu unterschreiben, 

dass er unmöglich alles durchlesen konnte, insbesondere von rechtskundigen 

Polizeireferenten unterzeichnete Strafanzeigen und dergl. – wenn überhaupt – 

so nur flüchtig ansehen konnte. Es ist höchst unwahrscheinlich, dass er den 

heute beanstandeten Satz überhaupt wahrgenommen hat; auch konnte er nicht 

wissen, dass die von der staatlichen Polizei eingerichteten Konzentrations-

lager später als ungesetzlich angesehen wurden, wie ihm auch damals von un-

gesetzlichen Vorgängen in solchen Lagern nichts bekannt war. Sie galten als 

polizeiliche Verwahrungsanstalten für asoziale oder sicherheitsgefährliche 

Elemente. Endres war nach Feststellung der Spruchkammer `ein gewalttätiger 

Mensch, der bereits seinen Vater lebensgefährlich verletzte, und ein Queru-

lant´, also kein politischer Fall. Warum sollte gegen einen solchen Schädling 

nicht scharfes Vorgehen beantragt werden? Was hat dieser Fall mit dem Be-

freiungsgesetze zu tun? Dass sich Dr. Conrath gegenüber politisch oder welt-

anschaulich Verfolgten ganz anders verhalten hat, beweisen die mehrfachen 

Zeugnisse im Akt.“ 65 Conrath habe sich nach Meinung seines Anwalts also 

nicht nur nicht mehr an Ignatz Endres erinneren können, er habe auch das be-

treffende Schreiben, in dem er eine „längere Konzentrationslagerzeit“ gefor-

dert hatte, nicht richtig gesehen und nur blind unterschrieben. Von der eigent-

lichen Bedeutung der Konzentrationslager habe er ebensowenig wie von der 

NS-Rassenlehre und NS-Ideologie gewusst. Das Erschreckende an dieser Un-

wissenheits-Argumentation Dr. Stiglers ist, dass sie damals nicht nur weit ver-

breitet war, sondern vor allem auch noch in vielen Fällen höchst erfolgreich 

war. Niemand wollte von den unübersehbaren Verbrechen der NS-Zeit etwas 

gesehen, gehört oder gewusst haben und schon gar nicht für sie verantwortlich 

gewesen sein. 
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Die Berufungskammer Nürnberg unter Vorsitzt von Dr. Hans Sienz folgte 

in ihrem Urteil vom 29. November 1949 dem Antrag Dr. Stiglers und stufte 

Rudolph Conrath als Mitläufer ein und erlegte ihm ledigliche eine Sühnezah-

lung von 50, - DM auf. Das Gericht sah in Conraths Verhalten in den Fällen 

Endres und Heymann nichts Belastendes. Selbst in dessen Infektiven gegen 

den Alteisenhändler Benjamin Losmann und den Rechtsanwalt Dr. Drossner 

sah die Berufungskammer keine „gehässige Haltung“, sondern lediglich „eine 

Anpassung an nationalsozialistische Gedankengänge“. Die Verhängung einer 

Postsperre gegen die Familie Bloemendal habe zu seinen Aufgaben gehört, 

was wohl soviel heißen sollte, dass er lediglich das getan habe, was von ihm 

als Stadt- und Badkommissar erwartet worden sei. Zugunsten Conraths führte 

die Berufungskammer auch dessen Verhalten in der sog. „Kruzifixaktion“, 

„die überaus schwierige Stellung des Kissinger Landrats […], das hilfreiche 

Verhalten gegenüber dem politisch verfolgten Munak […] und gegenüber dem 

als Staatsfeind verschriehenen Zimmerer […], ferner die Verhinderung der 

von höherer Stelle vorgeschriebenen Festnahme kathol. Geistlicher“ an. 66 

Auch habe ihm der Rektor der diakonischen Einrichtungen Neuendettelsau 

„ein angenehmes Verhalten gegenüber kirchlichen Organisationen“ beschei-

nigt und eine Hausangestellte habe bezeugt, dass er „keinen näheren Verkehr 

mit Parteigrössen“ gepflegt habe. Schließlich habe Conrath für das Rote Kreuz 

„einen grossen Teil seiner Arbeitskraft verwendet“. 67 Damit war der ehe-

malige Kissinger Bezirksamtsvorstand, der für viele antisemitische Maßnah-

men in der Kurstadt maßgeblich verantwortlich gewesen war, als „Mitläufer“ 

reingewaschen. Auch im Schweinfurter Pogromnachtsprozess hatte Conrath 

Glück: Das beim Landgericht Schweinfurt gegen ihn anhängige Verfahren 

wegen seiner Beteiligung an der Pogromnacht wurde 1949 eingestellt. Ihm 

wurden sogar noch Versorgungsbezüge in Höhe von 80 % des 1930 erdienten 

Ruhegehalts zugesprochen. Er starb am 6. August 1968 in Berchtesgaden ei-

nen Monat nach seinem 81. Geburtstag. 

 

 

 
66 Staatsarchiv Nürnberg, Spruchkammer Ansbach-Stadt C 12 
67 Ebd. 


